Wahlprüfsteine GdP – Fragen an CDU-Fraktion
Die gestellten Fragen kann man nicht mit „Ja“ oder „Nein“ beantworten, wenn man ehrliche Antworten geben will.

Rahmenbedingungen verbessern

Stellenabbau sofort stoppen

Wir vertreten die Ansicht, dass keine Verallgemeinerungen erfolgen dürfen. Der von der Staatsregierung geplante Stellenabbau orientiert sich an der demografischen Entwicklung. Eine Rolle spielt auch der Vergleich mit anderen Flächenländern. Allerdings spricht sich die CDU-Fraktion für eine zeitnahe und ergebnisoffene Evaluierung der Polizeireform „Sachsen.Polizei.2020“ unter Berücksichtigung der Kriminalitätsentwicklung aus. Wir unterstützten die Überprüfung der Reform auf ihre Wirksamkeit hin und unterstützen eine Anpassung an die bestehenden Herausforderungen.
Einstellungskorridor erhöhen

Die CDU-Fraktion setzt sich für einen jährlichen Einstellungskorridor von mindestens 300 Polizeianwärtern aus.
Befristete Arbeitsstellen wandeln

Das Anliegen wird unterstützt. Es ist allerdings Angelegenheit des Arbeitgebers, dies umzusetzen. Hier wird auf die bedeutende Rolle der Gewerkschaften als Interessenvertreter der Arbeitnehmer gesetzt.
Bildungsurlaub einführen

Berufliche Weiterbildung ist absolut notwendig und sinnvoll. Viele Unternehmen – und gerade der öffentliche Dienst – haben dies sehr früh, ohne Allgemeinverbindlichkeit, in die Praxis umgesetzt. Schon allein aus Eigeninteresse der Arbeitgeber, über geschulte Mitarbeiter im Unternehmen bzw. in der Behörde zu verfügen, bieten sie den Arbeitnehmern Weiterbildungen an. Im Freistaat Sachsen können sich Arbeitnehmer seit November 2010 berufsbegleitende Weiterbildungsmaßnahmen fördern lassen. Soweit möglich, soll der öffentliche Dienst davon nicht ausgenommen sein.
Kostenlose Bereitstellung einer maximalen Körper-Schutzausstattung
Die CDU-Fraktion hat sich immer für die Bereitstellung der Mittel für eine erforderliche Schutzausstattung zur Sicherheit der Beamten ausgesprochen und dazu beigetragen.
Materielle und personelle Sicherstellung durch eigenes Servicepersonal

Auf die originäre Organisationshoheit der Staatsregierung wird verwiesen.
Zeitnahe Einführung modernster Technik und Ausrüstung

In jedem Doppelhaushalt werden kontinuierlich erhebliche Mittel dafür eingestellt. Die Frage ist mit Blick auf die Aufgabenerfüllung im Einzelfall zu entscheiden.
Sicherstellung dienststellennaher Kinderbetreuung

Insgesamt ist es entscheidend, dass genügend Plätze für die Kinderbetreuung zur Verfügung stehen, damit das Angebot vorhanden ist, dass Eltern Familie und Beruf vereinbaren können. Im Freistaat Sachsen verfügen wir über ein sehr flächendeckendes Netz an Kindertageseinrichtungen. Das sichert durchaus die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Mehr als 40 Prozent unserer Kinder unter 3 Jahre gehen in eine Krippe oder nehmen die Kindertagespflege wahr. Bei den ab 3-jährigen liegt die Betreuungsquote über 95 Prozent. Wir sichern den Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz ab. 
Attraktivität des Polizeiberufs deutlich verbessern

Eingangsamt „Kommissar“

Wir sprechen uns für die Beibehaltung und Entwicklung des bestehenden Systems aus.
Altersgrenze für Polizei wieder 60 Jahre

Die Forderung ist aufgrund der Aufgaben und Herausforderungen an die Beamten nachvollziehbar. Dennoch darf der demografische Wandel, die Bevölkerung wird mehr und mehr gesünder älter, nicht außer Acht gelassen werden. Mit der Altersgrenze 62 wurde bereits moderat auf die Besonderheiten eingegangen.
Wiedereinführung Weihnachts- und Urlaubsgeld als 13. Monatsgehalt

Das Anliegen ist nachvollziehbar. Aus heutiger Sicht sieht die CDU-Fraktion nur eine geringe Möglichkeit, dieses Interesse zu unterstützen. Mit dem jüngsten Dienstrechtsneuordnungsgesetz wurden neben der reinen Besoldungserhöhung finanzwirksame Maßnahmen realisiert. So führen eine Strukturzulage für die unteren Besoldungsgruppen  sowie die Erhöhung des Familienzuschlags um 30 Euro je Kind zu Verbesserungen. Das Gesamtpaket liegt bundesweit deutlich über dem Durchschnitt. Auch dies gilt es, nicht außer Acht zu lassen. Im Übrigen gehört dazu auch, dass die CDU-Fraktion an der Freien Heilfürsorge festhält. Mit Blick auf die anderen Bundesländer, die diese durch das Beihilferecht ersetzt haben, hat dies positive finanzielle Auswirkungen für die Beamten. 
Zusatzurlaub bis zu 6 Tage

Es sollte keine Veränderungen zu den bestehenden Regelungen geben.
Einheitliche DuZ-Zahlung 5 EUR

Die Zulagen für Dienst zu ungünstigen Zeiten wurden zuletzt ab dem 1. Januar 2011 erhöht. Das bestehende System sollte fortgeführt werden. Eine regelmäßige Evaluierung erscheint sinnvoll.
Erhöhung und Ruhegehaltsfähigkeit Polizeizulage

Verstehen wir als nachvollziehbares Anliegen, können wir aber aufgrund weiterer Komponenten der Besoldung nicht unterstützen.
Leistungsbezahlung (Bezahlung nach Funktion)

Das Problem wurde erkannt  und bereits aufgenommen und ein erster wichtiger Schritt erreicht. Bis 2016 sind, erstmalig in diesem Umfang, im Haushalt der Staatsregierung 1.600 Stellenhebungen im mittleren und gehobenen Polizeidienst verankert. Damit werden größere Übereinstimmungen von Stellenbewertung und haushälterischen Möglichkeiten geschaffen sowie verbesserte Beförderungschancen eröffnet. Es ist auch noch einmal hervorzuheben, dass Sachsen eines der wenigen Bundesländern ist, in denen aktuell eine inhaltsgleiche Übernahme des Tarifabschlusses ohne Abschläge für Versorgungsrücklagen oder ähnliches erfolgt. Die Sächsische Union steht auch in Zukunft dafür, dass die Beamtinnen und Beamten angemessen alimentiert werden.
Heimatnahe Verwendung nach der Ausbildung

Das Anliegen wird unterstützt und ist wünschenswert. Nicht immer ist dies aufgrund der landesweit zu sichernden Einsatzbereitschaft der Polizei von Beginn an zu gewährleisten. Die Wünsche der jungen Beamten werden jedoch grundsätzlich aufgenommen.
Einführung von Hilfsfristen für die Polizei analog Rettungsdienst

Einführung von Hilfsfristen für die Polizei
Die Situation ist nicht vergleichbar, da der Rettungsdienst von einem festen Standpunk ausrückt, was bei Streifenwagen im Einsatz nicht der Fall ist und es unterschiedliche Fallkonstellationen gibt, die zu gewichten sind. Daher lehnen wir Hilfsfristen für die Polizei ab. Schnelles und konsequentes polizeilichen Handeln ist dabei selbstverständlich.
